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D erAbgeordneteOlafZimmer (Linke)
ist aufPatz 14 angetreten.Bei voraus-
sichtlich zehn Mandaten für die

Linkspartei kommt er daher über die Liste
nicht zumZug.Mit seinenPersonenstimmen
wäre er aber derzeit – nach der Auszählung
von rundeinemDrittel der 499BremerWahl-
bezirke – Nachrücker, sollten Kristina Vogt
und Claudia Bernhard er-
neut Senatorinnenwer-
den. Das ist insofern
einePointe,weil Zim-
mer zuletzt Wahl-
kampfgegendiewei-
tereRegierungsbetei-
ligung der Linken ge-
macht hat. Jetzt kann er
nur Angeordneter werden,
wenn die Partei die Koalition fortsetzen
kann. „Wenn ich einMandat erhalte, nehme
ich es auchan“, kommentiert Zimmer selbst
diese Konstellation. Für seine Position
würde er dabeiweiter streiten. Falls er nicht
Abgeordneter bleibe, habe er aber auchkein
Problem. Jedenfalls schaue er jetzt nichtmi-
nütlich aufdenStandderAuszählung. „Dass
ichdas gar nicht beobachte,wäre allerdings
auch gelogen.“
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B is klar ist,wer inderBürgerschaft sitzt,
kannesdauern.Weil ausdemVerhält-
nis von Listenstimmen zu den Perso-

nenstimmeneiner Partei ermitteltwird,wie
viele Sitze entsprechend der Listenreihen-
folge und wie viele Sitze entsprechend der
Stimmenzahl der Kandidaten verteilt wer-
den, steht im Grunde erst nach kompletter
Auszählung fest,welcheKandidaten insPar-
lament einziehen. Tatsächlich abernicht ein-
mal dann: Wird ein Abgeordneter Mitglied
des Senats, muss er sein Mandat abgeben,
und es kommenNachrücker zumZug – und
zwar jeweils abhängig davon, ob das künf-
tige Senatsmitglied über Personenstimmen
oder die Liste ins Parlament gekommen ist.

OLAF ZIMMER (LINKE)

Mandat nur mit Regierung

TTM

DERIK EICKE (SPD)

Zweiter Anlauf

Z um zweitenMal versucht Derik Eicke
(SPD), indieBürgerschaft zukommen.
Vor vier Jahren hatte der Ortsvereins-

vorsitzendevonOberneulandkeineChance.
Doch diesmal könnte es nach eigener Ein-
schätzungklappen. „Daswäre für denStadt-
teil wichtig. Und für die Bildungspolitik
auch“, sagt der 49-Jährige, der als stellvertre-
tender Schulleiter inLangwedel arbeitet.Ob
sein Listenplatz 25 für den
Einzug insLandesparla-
ment reicht, ist alles
andere als sicher. Die
Personenstimmen
werden eine starke
Rolle spielen. Und da
sieht sich Eicke eher
im Nachteil. Mit Stim-
men könne er eigentlich
nur aus Oberneuland rechnen, sagt er. „Ich
habe ja nur dort Wahlkampf gemacht.“ An-
ders als seine schärfstenparteiinternenKon-
kurrenten. „Die kriegen aus ganz Bremen
Stimmen, aus ihren jeweiligen Communi-
ties.“Hätte es einenWeggegeben, ihn sicher
in die Bürgerschaft zu bringen? „Ja“, sagt Ei-
cke schmunzelnd, „wenn alle Oberneu-
lander, die SPD gewählt haben, meinen Na-
men angekreuzt hätten.“ TTM

SAHHANIM GÖRGÜ-PHILIPP (GRÜNE)

Angespannt und unruhig

A uchbei denGrünen ist dieZukunft für
einige Abgeordnete unklar. „Ich bin
sehr angespannt und unruhig“, sagt

die Sozialpolitikerin Sahhanim Görgü-Phi-
lipp. Seit 2016 ist sie in der Bürgerschaft und
setzte sichgegenDiskriminierungund für Ju-
gendarbeit ein. „Ichwürde gernemeine Pro-
jekte weiter vorantreiben.“ Ob sie im Parla-
ment ist? „Ichkannesgeradenicht sagen, das
wissen wir wohl erst am
Mittwoch.“AufderSeite
desLandeswahlleiters
tauchte Görgü-Phi-
lipp am Montag erst
als Nachrückerin
ohne Mandat auf,
später wurde sie als
„gewählt“markiert. Das
aber könne sich erneut än-
dern,wennweitereStimmenausgezählt sind,
sagt die 53-Jährige.DieSozialarbeiterinhatte
vor ihrer Zeit als Abgeordnete zwei Arbeits-
stellen: eine halbe im Jugendamt und eine
halbebei einerBeratungsstelle. Beim Jugend-
amt ließ sie sich für dieDauer ihresMandats
beurlauben. Nun hat sie das Gespräch mit
ihrem früheren Arbeitgeber gesucht – falls
sie nicht erneut ins Parlament kommt. TTM

DIE WACKELKANDIDATEN

Wenn wählen nicht mehr wichtig ist

V or acht Jahren, 2015, nahm nur die
Hälfte der Wahlberechtigten an der
Bürgerschaftswahl teil, an diesem

Sonntag lag die Wahlbeteiligung bei 57 Pro-
zent. Und das im Stadtstaat Bremen, wo die
Spitzenpolitiker von Regierung und Opposi-
tionwenigerweitweg sind vomWahlvolk als
imumgebendenFlächenstaatNiedersachsen.
Dort wählten im vorigen Jahr gut 60 Prozent
die Abgeordneten des Landtags.
Bremens SPD-Chef Reinhold Wetjen gibt

sich unverdrossen: Man müsse eben weiter-
machenaufdemWeg,denmanbereits einge-
schlagen habe. Die Möglichkeit, schon früh
direkt in den Quartieren seine Stimme abzu-
geben, sei eine gute Sache. Klar: Wetjens
Arbeitsschwerpunkt istdieStadtentwicklung,
„aufsuchende“ Angebotsstrukturen vor Ort
sind ihm nach eigener Aussage wichtig. Und
doch ist erangesichtsderaktuellenZahlenrat-
los: „EinKopf-an-Kopf-Rennen,wiewir es im
Wahlkampf ja lange hatten,mobilisiert doch
eigentlich“, sagt er bei der Wahlnachlese im
Rathaus.

„Mehr zuspitzen“
ClaasBensemer,Generalsekretärderhiesigen
FDP, bestreitet, dass das reicht: „Der Wahl-
kampf hat nicht genug polarisiert.“ Und
selbstkritisch merkt er an: „Wir müssen als

Parteien mehr zuspitzen.“ Vielleicht hätten
dann auch die Liberalen mehr Wähler mobi-
lisiert.
Dem widerspricht wiederum Florian Pfef-

fer, Landesvorstandssprecher der Grünen:
„Ich bin mir nicht sicher, ob Polarisierung
nutzt.“ Den Erfolg der Vereinigung Bürger in
Wut (BiW),deroffenbargenauaufderZuspit-
zung populärer Themen beruht, findet der
53-jährige Grafikdesigner jedenfalls „besorg-
niserregend“. Wie überhaupt der Durch-
marsch der Rechtskonservativen bei den eta-
blierten Parteienmehr Schrecken auslöst als
das Desinteresse weiter Bevölkerungsteile.
AusvielenWahlen ist indesbekannt,dasseine

geringe Beteiligung oft den kleinen Parteien
nutzt –wovon auch die radikalenRänder des
politischen Spektrums profitieren. 2015 etwa
zogdieAfDausdemStand indieBürgerschaft
ein.
Eine andere Erklärung für dieWahlbeteili-

gung liefertderCDU-LandesvorsitzendeCars-
tenMeyer-Heder: „DagabesauchFrustration
ausdemvorigenWahlkampf.“Dasbezieht sich
offensichtlichvorallemaufdieeigeneAnhän-
gerschaft: Meyer-Heder war es als Politik-
Außenseiter gelungen, an der quasi seit
KriegsenderegierendenSPDvorbei zuziehen.
EinErfolg,dernichtmiteinemMachtwechsel
belohnt wurde, auch nicht mit einer Regie-

W
ie sie mit der Ausgrenzung
durch SPD und CDU umge-
hen würden, werden die
Vertreter vonBürger inWut
(BiW) und Bündnis

Deutschland amMontagvormittag bei ihrer
Pressekonferenz zur Bürgerschaftswahl ge-
fragt. Es scheint, als habe Jan Timke auf
diese Frage gewartet. „Wir sind doch das Er-
gebnis der schlechten Politik der anderen
Parteien“, so der BiW-Spitzenkandidat.
„Wenn in Bremen bessere Politik gemacht
würde, lägen wir nicht bei zehn Prozent in
Bremen und sogar über 20 Prozent in Bre-
merhaven.“
In der Seestadt konnte Timke mehr als

14.000 Personenstimmen einsammeln, ein
Vielfaches seinerMitbewerber.Der Spitzen-
mann der SPD, Ex-Wirtschaftssenator Mar-
tinGünthner, kamaufweniger als 5400Per-
sonenstimmen. Am Ende wurden die BiW
mit 22,7 Prozent zweitstärksteKraft, vor der
CDU (21,3) und hinter der SPD (29,0).
Auch sonst zeigten sich die Parteispitzen

der BiW auf dem Podium angesichts des
„grandiosenWahlerfolges“ (Timke) äußerst
zufrieden.Unddasunabhängigdavon, ob es
amEnde tatsächlich ein zweistelligesErgeb-
niswirdoder dieBiWunter zehnProzent lie-
gen: „Wir werden als starke Fraktion in die
Bürgerschaft einziehen – das ist wichtig“,
sagt Piet Leidreiter.

Kriminalitätsbekämpfung steht obenan
Er kündigt an, dass diese Fraktion wie ein
Unternehmengeführtwerde. „Wir sindkeine
Opposition, die sich ausruht.“Manwerdedas
eigeneWahlprogrammkonsequentmit ent-
sprechenden Anträgen abarbeiten, ergänzt
Timke.DenAnfangwürdendieThemenKri-
minalitätsbekämpfung, insbesondere imBe-
reich des Hauptbahnhofes, sowie die Ver-
kehrspolitikmachen. „Wir verstehenuns als
Anwalt der Autofahrer“, betont Leidreiter.
Julia Tiedemann, Landesvorsitzende der

BiW,betont bei einerWahlnachlesederLan-
despressekonferenz, dass das Programm
ihrer Partei „natürlich viel umfangreicher
sei“ – schlägt aber in die gleichen Kerben.
„DerHauptbahnhofmuss endlichwieder zur
Visitenkarte Bremens werden“, fordert die
35-jährige Stadtverordnete aus Bremerha-
ven. Und die „Gängelei der Autofahrer“
müsse aufhören.
AmWahlabend zeigte Leidreiter Unver-

ständnis darüber, dass die CDU ein Bündnis

mit seiner Partei ausschließt. Bei der AfD
könne er das wegen deren rechtsextremen
Tendenzen verstehen, schließlich hatte er
diese Partei selbst deshalb verlassen. „Aber
eine wertkonservative Partei auszuschlie-
ßen, das ist fast schon unanständig. Wo
bleibt dadieDemokratie?“, fragte er im Inter-
view mit dem WESER-KURIER. Leidreiter
hält es für einen Fehler, dass die CDU – an-
ders als die BiW – nicht grundsätzlich eine
Koalitionmit den Grünen ausschließt.
BestimmendesThemawar auchdie anste-

hende Verschmelzung mit dem Bündnis
Deutschland. Sie wird noch vor der konsti-

tuierenden Sitzung der Bremischen Bürger-
schaft stattfinden. Sowohl bei den Bürgern
in Wut als auch beim Bündnis sind die ent-
sprechendenBeschlüsse längst gefallen.Die
BestätigungdurchdieMitglieder perUrwahl
gilt als reine Formsache. Sie erfolgt in Form
einerBriefwahl, die Stimmenwerden indie-
ser Woche ausgezählt. Stimmen 75 Prozent
der Mitglieder zu, trete die Verschmelzung
unmittelbar inKraft, soNiklas Stadelmann,
Generalsekretär des bundesweit etwa 1000
Mitglieder starken Bündnis Deutschland.

„Wir sind die Gewinner“
„Wir sind die Gewinner dieses Wahlkamp-
fes“, sagt Tiedemann, räumt aber auch ein:
„Den Wahlkampf hätten wir ohne Bündnis
Deutschland so gar nicht machen können.“
DieBiWhabenderzeit laut JanTimke inBre-
men 100bis 120Mitglieder, bundesweit seien
es 180.GenugKöpfe für die acht bis zehnBür-
gerschaftsmandate habe man, versichert
Leidreiter.Wasmangezielt suche, seienwis-
senschaftliche Mitarbeiter. Zusammen se-
hen sich die Politiker als neue bürgerliche,
liberal-konservative Kraft in Deutschland.
Man schließe die Lücke zwischen der „im-
mer weiter nach links rückenden CDU und
der AfD mit ihrem rechtsradikalen Flügel“,
so formuliert es Timke.
Wählbar soll das Bündnis auch für andere

sein:Man sei eineSammlungspartei für alle,
die sich bei der CDU, der SPD, der FDP oder
auch der AfDnicht gut aufgehoben fühlten,

sagtWalterMünnich, stellvertretenderBun-
desvorsitzender des Bündnisses. Sie alle
wolle man unter einem „neuen bürgerlich-
konservativenDachvereinigen“. Bremenund
das Zusammengehenmit einer „starken re-
gionalen Marke“ wie der BiW sei dafür ein
Test gewesen. Ein sehr erfolgreichesModell,
betont Münnich, und damit das Startsignal
für eine „bürgerlich-konservativeWende“ in
der gesamten Bundesrepublik.
Tiedemann, die junge Selbstständige aus

der Seestadt,weist bei derWahlnachlese auf
Analysen hin, nach denen 20 Prozent der
BiW-Wähler von der AfD kamen. „Und wo-
her kommen die anderen? Bisherige Nicht-
Wähler und von der CDU“, gibt sie selbst die
Antwort. EinWanderungsmodell desWahl-
forschungsinstituts Infratest-Dimap bestä-
tigt denAderlass für dieCDU,dochder Strom
vonderAfDzudenBiW istmehr als doppelt
so breit.
„ZudenBiWsindauchWähler vonder SPD

gewechselt“, tröstete sich am Wahlabend
CDU-Spitzenkandidat Frank Imhoff. „Wir
waren nie rechtspopulistisch, und wir wol-
lendieRechtenauchnicht rechtsüberholen.“
Der Präsident der Bürgerschaft ist für Kurs-
halten, seinePartei habedieBiWnicht stark
gemacht, das sei das rot-grün-rote Regie-
rungsbündnis gewesen. „Wir müssen aber
alles dafür tun, damit die Rechtspopulisten
hier nicht noch stärkerwerden“ – bevorzugt
als Regierungspartner in einer Großen Ko-
alitionmit der SPD.

„Wo bleibt da die Demokratie?“

BiW-Landesvorsitzende Julia Tiedemann fordert, dass der Hauptbahnhof wieder zur Visitenkarte Bremens werden muss. FOTO: PHILIP DULIAN
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WAHLERGEBNISSE STADT BREMEN UND BREMERHAVEN
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rungsbeteiligung–dieChristdemokraten lan-
detennachgescheitertenKoalitionsverhand-
lungenmitGrünenundFDPabermalsaufden
Oppositionsplätzen.
Christoph Spehr, Co-Landesvorsitzender

der Linken, hat eine andere Erklärung für die
vielenNicht-Wähler.Manmüsse die aktuelle
Wahl eher mit 2015 als mit 2019 vergleichen,
sagt er, vor vier Jahren habe es eine hoheMo-
bilisierung für und gegen die AfD gegeben.
Spehr treibt um, dass sich durch die geringe
Beteiligungvorallemindensozial schwäche-
renQuartiereneinegesellschaftlicheSpaltung
verfestigt: „Dasmussmanernstnehmen.“ JOE


